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Mindestlöhne in der Warteschleife

Du rufst irgendwo an – und landest in der Warteschleife.
Dann hörst du dir die Musik und unterschiedlichen Texte in
verschiedenen Sprachen an. Das willst du aber gar nicht. 
Du willst dein Anliegen loswerden.

In einer vertrackten Warteschleife sind wir mit drei Tarif -
verträgen: Mit der Zeitarbeit, dem Wach- und Sicher heits -
gewerbe sowie den Geld- und Wertdiensten.

Bei der Zeitarbeit ist man im „Callcenter Bundes regie rung“
noch nicht mal schlüssig, ob man überhaupt die richtige
„helpline“ ist. CDU: „Ja, Aufnahme der Branche ins Arbeit -
nehmerentsendegesetz.“ FDP: „Nein, keine  weitere Branche
wird da aufgenommen. Ändern wir doch lieber das Arbeit -
nehmerüberlassungsgesetz.“ „Auch recht“, sagen wir. 
„Aber nur, wenn dann gleicher Lohn für gleiche Arbeit vom
ersten Tag an gilt – ohne weiteren Schnickschnack.“ „Ach
nö, so war das auch nicht gedacht“, sagt die Regierung 
und schaltet auf „Warten“.

Für das Wach- und Sicherheitsgewerbe, das schon im
Arbeit nehmerentsendegesetz ist, erklingt in der Warte -
schleife fetzige Musik. Die Anhörung im Tarifausschuss
Ende Oktober ergab, dass die Arbeitgebervertreter ein
Problem mit dem Geltungsbereich haben. Komisch. Als 
sie im August 2009 einem Tarifvertrag mit der so genann-
ten christ lichen Gewerkschaft GöD zustimmten, hatten sie
mit eben demselben Geltungsbereich kein Problem. Also
Wartetaste gedrückt: Vertagung auf den 14. Januar 2011.

Und die Geld- und Wert-Branche? Da gibt es listenreiche
Kommunikation par excellence: Ist denn das überhaupt eine
Sicherheitsdienstleistung? Ist denn der Lohn – zwischen
8,20 und 13,50 Euro – nicht zu hoch für einen Mindest -
lohn? Warteschleife mit der Ansage: Mindest löhne sollen
gefälligst geringe Löhne sein, sonst spielen die Arbeitgeber
„Kein Anschluss unter dieser Nummer“.

Wir sagen: Wer sich das Recht nimmt, einen gesetzlichen
Mindestlohn zu verweigern, hat die Pflicht, tarifvertrag liche
Mindest löhne für allgemeinverbindlich zu erklären. Wer
sagt, die Tarifpartner sollen es regeln – und damit billigend
in Kauf nimmt, dass in den Branchen, wo es keinen (zentra-
len) Arbeit geberverband gibt, wie in den Callcentern und 
im Friseurgewerbe, auch keinen Mindestlohn, sondern
Dumping löhne gibt –, der hat die Pflicht, die eingereichten
Tarifverträge für allgemeinverbindlich zu erklären.
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SCHWERPUNKT:  EU -ARBE ITSMARKTÖFFNUNG

K O M M E N T A R

W Echter Gewinn
Am 1. Mai 2011 laufen die

Arbeitsbeschränkungen aus, 
die Deutschland und Österreich
gegenüber Arbeitnehmer/innen
aus der EU ausgesprochen hat-
ten. Was bedeutet das für die
Beschäftigten in den Branchen
unseres Fachbereiches?

Dort, wo zum Stichtag im
nächsten Jahr keine allgemein
verbindlich erklärten Tarifverträge
gelten oder das Entsendegesetz
nicht angewendet wird, ist mit
„Billigkonkurrenz“ vor allem aus
den ost- und mitteleuropäischen
EU-Staaten zu rechnen. So gibt 
es in Polen gut ausgebildete
Friseur/innen, deren Leistungen
zu „günstigen Preisen“ schon
heute gerne von Deutschen im
grenznahen Bereich in Anspruch
genommen werden. Und nun
kommen diese Arbeitskräfte zu
ihren Kunden: Sachsen, Branden -
burg, Mecklenburg-Vorpommern,
ja auch Berlin liegen quasi vor
der Tür. Auch tschechische, slo -
wakische, ungarische Fahrer bei
Geld- und Werttransporten auf
deutschen Straßen sind vorstell-
bar.

Wir haben natürlich nichts
gegen ausländische Kolleg/innen.
Sie sollen aber zu fairen Bedin -
gungen arbeiten und gerecht
bezahlt werden, nicht schlechter
als einheimische Beschäftigte –
auch um ein Lohndumping für
alle zu vermeiden. In den zurück-
liegenden Jahren seit 2004 sind
viele, die in ihrer Heimat schlech-
tere Chancen sahen, in EU-Länder
gegangen, die einen gesetzlichen
Mindestlohn hatten. Warum
 werben wir in Deutschland
eigentlich nicht um qualifizierte
Arbeits kräfte mit einem lukrati-
ven Mindestlohn? Das wäre 
ein echter Gewinn für alle. Und 
die von der Kapitalseite immer
 wieder befürchteten Nachteile
sind in westlichen, vergleichbaren
Län dern mit gesetzlichem
Mindest lohn nicht eingetreten. W

Bernd Steuber

befristetes Arbeitsverhältnis erlaubt sein. Das be -
deutet faktisch nichts anderes als eine Um gehung
des Kündigungsschutzes. Denn findige Unter neh -
mer können eigens Tochtergesell schaf ten grün-
den, um dann wiederholt befristete Arbeits ver -
träge mit Kolleg/innen abschließen zu können.
Ähnliches ist mit Leiharbeitsfirmen möglich.

Leiharbeit reformieren!

Nach 2003 hat die Leiharbeit deutlich zugenom-
men. Für die Firmen bedeutet sie einen Puffer
beim Arbeitskräftebedarf. Doch für den Leih -
arbeit  nehmer bedeutet sie ein enormes Arbeits -
platzrisiko, schlechtere Bezahlung als die der
Stammbelegschaft und wenige Chancen auf die
Übernahme in ein reguläres Arbeitsverhältnis. Zu -
dem verlangen manche Zeitarbeitsfirmen – die
oft mals auch in der Personalvermittlung tätig sind
– eine Ablösesumme im Falle einer Übernahme.
Dies sollte, wenn nicht abgeschafft, so doch in
der Höhe deutlich begrenzt werden. Zudem sollte
sich ver.di weiter dafür einsetzen, dass Leih arbeit -
nehmer/innen und Stammbelegschaften gleich
ent  lohnt werden!

Gesetzlichen Mindestlohn einführen!

So mancher im Fachbereich 13 kann ein Lied da -
von singen, wie das Wachstum von Arbeits plät -
zen in vielen Zweigen des Dienstleistungs sektors
mit einer geringen Tarifabdeckung und einer gro-
ßen Lohnflexibilität einherging, und vor allem zur
Ausbreitung des Niedriglohnsegments beigetra-
gen hat. Umso wichtiger ist ein auskömmlicher
allgemeiner Mindestlohn – auch vor dem Hinter -
grund der bevorstehenden Öffnung des Arbeits -
markts für Arbeitnehmer/innen aus den neuen
EU-Mitgliedstaaten! W

VON STEPHAN TREGEL

Pünktlich zum Tag der Arbeit wird auch der
Arbeitsmarkt für Arbeit nehmer/in nen aus den

neuen EU-Mitgliedsstaaten geöffnet: Ob dies eine
Erfolgsstory wird, hängt vor allem von den Rah -
menbedingungen ab. Und die sehen oft so aus:
Hoffungsfrohe ausländische Kolleg/in nen kom-
men zu uns und bereichern unseren All tag. Aber
leider treffen sie häufig auf „findige“ Unter neh -
mer, die schlechte Arbeitsbedingungen und miese
Löhne anbieten. Dieser Geiz zahlt sich für die
Firmen in barer Münze aus. Während ihre Gier
keine Grenzen kennt, werden wir Arbeit neh -
mer/innen nur allzu leicht gegeneinander ausge-
spielt. Hier ein paar Ansätze zur Gegenwehr:

Minijobs abschaffen!

Den Zahlen der Bundesagentur für Arbeit zu Fol -
ge übten Mitte 2009 bereits rund 7,2 Milli onen
Arbeitnehmer/innen Minijobs aus. Das sind im -
merhin ein Fünftel aller Arbeit nehmer/in nen –
Tendenz steigend. Vor allem Frauen befinden sich
unter den Minijobbern. Offensichtlich ist das Inte -
resse der Arbeitgeber an den Minijobs, weil sie
hier Lohnkosten und bei einfacheren Tätig keiten
auch Einarbeitung oder Ausbildung sparen. Die
Verdrängung von regulärer Arbeit durch Minijobs
ist somit auch inzwischen Realität. Entsprechend
ist der Druck auf die Löhne im regu  lären Sektor,
wovon wiederum vor allem Kolleg/innen mit be -
ruflich geringer Qualifikation betroffen sind. Zu -
dem öffnen Minijobs dem Missbrauch und der
Schwarzarbeit Tür und Tor, da weder die geleiste-
te Arbeitszeit noch die ge zahlte Entlohnung wirk-
sam zu kontrollieren sind. Minijobs erhöhen die
Willkür auf dem Arbeits markt – deshalb sollte
ver.di für ihre Abschaffung sorgen!

Befristete Jobs eindämmen!

Die schwarz-gelbe Regierung beteuert zwar
gerne, dass sie den Kündigungsschutz nicht in
Frage stellt, gleichzeitig plant sie, die wiederholte
befristete Beschäftigung auch ohne sachlichen
Grund beim selben Arbeitgeber zu ermöglichen.
Nach einem Jahr Unterbrechung soll ein erneutes

Die EU-Marktöffnung und ihre Folgen 

für uns Arbeitnehmer/innen

Jetzt handeln
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SCHWERPUNKT:  EU -ARBE ITSMARKTÖFFNUNG

haben, niedrige Grundlöhne (ab 3,82 Euro in
Sach sen) nur durch leistungsbezogene Vorgaben
aufzustocken. Es gab etliche Gespräche zwischen
dem Zentralverband der Friseure und ver.di, aller-
dings hat der Zentralverband nicht die Tarifmacht
für das ganze Bundesgebiet. Dafür brauchen wir
die regionalen Innungen und Verbände. Die sind
sich jedoch uneins und ohne eine Einigung durch
die Friseur-Innungen über eine untere Haltelinie
bei dem Tariflohn wird es keine Beauftragung für
Verhandlungen durch den Zentralverband der
Friseure mit ver.di geben. Somit ist ein Bran chen -
mindestlohn, der im Entsendegesetz aufgenom-
men werden kann, in naher Zukunft nicht mög-
lich. Damit bleibt für die Kolleg/innen nur die
Hoffnung auf einen gesetzlichen Mindestlohn.

Wie sieht es mit Tarifverträgen aus?

In den neuen Bundesländern hat nur Sachsen
einen allgemeinverbindlichen Tarifvertrag aus
dem Jahre 2004. In den Altbundesländern sind
nur wenige Tarifverträge allgemeinverbindlich,
zur  zeit gibt es drei Bundesländer, die Abschlüsse
über 7,50 Euro haben.

Was ist zu erwarten?

Da die Preise in der Friseurbranche ohnehin schon
durch Billigketten stark unter Druck geraten sind,
wird sich die Situation entlang der Grenzen für
die neuen Bundesländer noch verschärfen. Auch
für die alten Bundesländer werden die Arbeits -
kräfte aus Polen und Tschechien eine Konkurrenz.
Es muss jedem klar sein: da drängen sehr gut aus-
gebildete Friseurinnen und Friseure auf unseren
Markt. Sie beherrschen alle Schnitt- und Farb -
techniken und arbeiten mit den gleichen Pro -
dukten wie in Deutschland. Von der guten Arbeit
der Friseur/innen aus Polen und Tschechien konn-
ten wir uns bei einem EU-Projekt, das in den
Jahren 2003 bis 2005 lief, selbst überzeugen. Sie
werden auch Salons eröffnen. Da es ohnehin
schon heute einen Fachkräftemangel unter Fri -
seur/innen gibt und nur noch wenige Auszu bil -
dende unseren Beruf ergreifen, muss sich un -
bedingt etwas ändern. Und das geht nur über
höhere Löhne! W

VON REGINA RICHTER

Es ist nicht mehr viel Zeit. Es wird sich einiges
ändern für den deutschen Arbeitsmarkt ab

Mai 2011. Ab diesem Zeitpunkt gilt dann die volle
Arbeitnehmerfreizügigkeit innerhalb der EU und
die Dienstleistungsfreiheit auch für das Friseur -
gewerbe in Deutschland. Was hinter der „Arbeit -
nehmerfreizügigkeit“ und anderen Regelungen
steckt, wird nicht unerhebliche Auswirkungen auf
den Arbeitsmarkt und das deutsche Friseur hand -
werk haben.

Es wird sich rächen, dass die Friseur-Innungen in
den vergangenen Jahren die Haltung vertreten

Was ändert sich? 
Beispiel: Friseur/innen
Die Friseur-Innungen hierzulande verweigern sich einem Mindestlohn. 

Da bleibt nur die Hoffnung auf die Vernunft des Kunden

Geiz ist teuer
Sie kommt nicht überraschend, die europaweite Arbeitnehmerfreizügigkeit. Den -
noch, sie wird sich auf die Handwerksberufe deutlich auswirken. Während die ost-
europäischen Nachbarn ihre Handwerksunternehmen bereits längst professionell
beraten, wie sie auf dem deutschen Markt Fuß fassen könnten, weigern sich die
Verantwortlichen in den Friseur-Innungen hierzulande, über Mindestlöhne zu 
zu reden. Jetzt ist der Zug abgefahren, und mit dieser Bundesregierung wird es
wohl kei nen gesetzlichen Mindestlohn geben – zumindest nicht für das Friseur -
hand werk! Allerdings scheidet ein Preiskampf über die Lohnkosten für die polni-
schen und tschechischen Friseure auch aus, denn unter den jetzigen Löhnen wol-
len diese Kolleg/innen – selbstbewusst – ihre Dienstleistungen nicht verkaufen.
Bleibt nur zu hoffen, dass auch die Verbraucher/innen irgendwann ihre „Geiz ist
geil“-Men talität aufgeben. Wer sich für neun Euro die Haare schneiden lässt, ist
immerhin mitverantwortlich dafür, dass eine große Zahl der Friseur/innen so
genannte „Auf stocker“ bleiben – und damit zahlt der Steuerzahler diese Haar -
schnitte mit! W                                                                                              Ute Kittel
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SCHWERPUNKT:  EU -ARBE ITSMARKTÖFFNUNG

Löhnen Leiharbeit in der Bundesrepublik anzubie-
ten. Und wir wissen aus dem Bereich des Wert-
und Geldtransportes, dass dort Firmen sich auf-
stellen, die zu polnischen Löhnen Geldtransport-
und Werttransportangebote grenzüberschreitend
durchführen wollen. Das heißt, hier kommen
durch die Tatsache, dass wir kein für die gesamte
Fläche der Bundesrepublik geltendes Mindest -
lohn niveau in der Zeitarbeit, in dem Bewachungs -
gewerbe haben, Probleme auf uns zu, dass das
Niedriglohnniveau in diesen Bereichen noch ge -
tunnelt zu werden droht durch Anbieter aus
Mittel osteuropa zu den dortigen Löhnen. Und mit
allen Konsequenzen, die das für die weitere Spal -
tung der Gesellschaft und für den Druck auf das
Lohnniveau, nicht nur in diesen Branchen, insge-
samt hat.“

Wie geht es jetzt weiter? Da kommen wir
jetzt zu der BDA oder der dritten Hürde, der FDP,
die als Regierungspartei Mindestlöhne blockiert.
Bevor uns die Zeit einholt und der 1. Mai da ist,
sollten wir handeln und zwar bei der BDA, dem
BDI und bei der FDP! W

VON HANS-PETER KILIAN

Im März 2008 waren Mitarbeiter/innen des
Wach- und Sicherheitsgewerbes aus ganz

Deutsch land nach Bad Homburg gekommen, um
beim Arbeitgeberverband BDWS einen Mindest -
lohn von 7,50 Euro zu fordern. Unterstützt wur-
den sie dabei auch vom Mindestlohn-Truck. Mit
dem Spruch „Wir kommen wieder“ verabschie-
deten sie sich. Schon zwei Jahre später war es so
weit, die erste Hürde war mühsam genommen.
Am 15. April 2010 unterzeichneten ver.di und der
BDWS den Mindestlohntarifvertrag für das Wach-
und Sicherheitsgewerbe mit Mindestlöhnen in
verschiedener Höhe in 16 Bundesländern. Damit
war der Mindestlohn nach dem Entsendegesetz
auf seinen dornigen Weg gebracht.

Die nächste Hürde war der Tarifausschuss, der
sich aus je drei Arbeitnehmer/innen- und Ar beit -
gebervertretern zusammensetzt. Die letzte Bera -
tung fand am 25. Oktober 2010 in Bonn statt. Sie
wurde ergebnislos in den Januar 2011 vertagt, da
unter anderem das „öffentliche Interesse“ von
der Bundes ver einigung Deutscher Arbeit geber -
ver bände (BDA) in Frage gestellt wird. Die Arbeit -
geber verweigern sich also. Was nichts anderes
heißt, als dass sie schlecht bezahlte Jobs wollen.
Hier profitieren die Arbeitgeber von der Politik –
zu unseren Lasten. Arbeitskosten runter, Ge win ne
hoch, keine Qualität, nur Masse und Murks.

Bleibt es bei dieser Haltung, wird es künftig
viele von uns geben, die aufstockendes Geld be -
ziehen oder gar ihre Arbeitsplätze an die künfti-
gen Kolleg/innen aus Osteuropa verlieren wer-
den. Damit lassen sich die Arbeitgeber ihre miese
Bezahlung auch noch vom deutschen Steuer zah -
ler subventionieren. Gerecht geht anders!

Am 17. Oktober 2010 beantwortete der ver.di-
Vorsitzende Frank Bsirske die Frage eines Jour -
nalisten: Was passiert, wenn im Mai die Grenzen
für den Arbeitsmarkt nach Osteuropa geöffnet
werden und keine Mindestlöhne da sind? Frank
Bsirske antwortete: „Wir wissen ja aus Polen bei-
spielsweise, dass dort jetzt schon Leiharbeits -
firmen sich positionieren, um dann zu polnischen

Was ändert sich? 
Beispiel: Wachschutz
Arbeitgeberverbände und FDP blockieren derzeit einen Mindestlohn im Wach- und

Sicherheitsgewerbe. Damit drohen Dumpinglöhne und zusätzliche „Aufstocker“
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DAS  INTER V IEW

die besonderen: Der deutsche Arbeitsmarkt muss seine
Schotten öffnen. Ab 2011 gelten die deutschen Ein schrän kun -
gen für die – rechtlich bereits gültige – Arbeitnehmer frei -
zügigkeit innerhalb der Europäischen Union nicht mehr. Wie 
sind die Erfahrungen der UNI-Europa mit der Arbeitnehmer -
freizügigkeit in anderen EU-Ländern?

Bernadette Ségol: In Ländern ohne Beschränkung der Arbeit -
nehmerfreizügigkeit wie Großbritannien, Irland oder Schweden,
gibt es einen deutlichen Zuwachs von Arbeit nehmer/innen aus
anderen EU-Ländern – insbesondere im Gesundheitssektor, im
Hotel- und Gaststättengewerbe sowie auf dem Bau. Zunächst
einmal ist dies nicht negativ, zumal die Gastländer diese
Arbeitnehmer/innen ja brauchen. Problematisch wird es, wenn
die Arbeitnehmerrechte nicht respektiert werden. Wir haben
beobachtet, dass gerade junge Arbeit nehmer/innen teils regel-
recht ausgebeutet werden. In manchen Fällen kam es auch zu
einem Braindrain im Heimatland, also zu einem Verlust von gut
ausgebildeten Kräften. In der gegenwärtigen Wirtschaftskrise
und der steigenden EU-weiten Arbeitslosigkeit beobachten wir
jedoch, wie immer mehr dieser Arbeitnehmer/innen in ihre
Heimatländer zurückkehren. Unsere Erfahrung ist: Kein Arbeit -
nehmer verlässt seine Heimat, wenn er nicht unbedingt muss.
Schwieriger zu handhaben ist für uns die Entsendung von
Arbeitnehmer/innen – dies bleibt oft unregistriert und ist damit
unkontrollierbar. Wir fordern daher, dass die Arbeitnehmer -
freizügigkeit Hand in Hand gehen muss mit dem Schutz des
Einzelnen, allgemeingültigen Vereinbarungen und
Mindeststandards.

Worin sieht die UNI-Europa die größten Probleme für die
 europäischen Arbeitnehmer/innen im Dienstleistungssektor?

Die größten Probleme, die auf den Dienstleistungssektor zukom-
men, sind: die Zunahme von prekärer Arbeit, Leiharbeit und
Freiberuflichkeit sowie die Über-Flexibilisierung der Arbeitskraft.
All dies ist eine Folge davon, dass Regierungen und Arbeitgeber
den Arbeitnehmerschutz unterminieren. Ein anderes großes
Problem ist der Lohnwettbewerb. Die Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofes hat in Deutschland Lohndumping
abgesegnet, das tarifgebundene Unternehmen hatte keine
Chance. Solchen Entwicklungen auf dem Binnenmarkt stehen
wir sehr kritisch gegenüber. Für uns gilt: Gleicher Lohn und
 gleiche Arbeitsbedingungen für dieselbe Arbeit an einem Ort!

Hat sich die Agenda der UNI-Europa durch die Arbeitnehmer -
freizügigkeit verändert?

Nein. Was unsere Agenda verändert, ist die Rechtsprechung des
EU-Gerichtshofes, die die Rechte von Arbeitnehmer/innen und
Gewerkschaften untergräbt. Wir wollen eine Sozialklausel im
EU-Vertrag und wir wollen eine Revision des Arbeitnehmer -
entsendegesetzes. Was unsere Agenda verändert, ist die tiefe
Krise, in die uns der Casino-Kapitalismus gestürzt hat. 
Was  unsere Agenda verändert, ist die Entstehung prekärer
Arbeitsverhältnisse. Wir müssen dafür sorgen, dass diese
Arbeitnehmer/innen besser geschützt werden. Und was unsere
Agenda verändert, ist die Zunahme von rechtsextremistischen
Parteien in Europa. Arbeitslosigkeit und Wirtschaftskrise sind 
der Nährboden für diese hässliche Entwicklung – hiergegen
müssen wir ankämpfen.

Worin sehen Sie die größten Probleme speziell für den deut-
schen Arbeitsmarkt?

In Deutschland stagnieren die Löhne seit Jahren. In vielen Be -
reichen wird schlecht gezahlt, Armut trotz Arbeit ist eine Realität
in Deutschland – und dies alles ist ein Problem für den deut-
schen Sozialstaat. Deutsche Arbeitnehmer/innen wollen und
brauchen höhere Löhne und dazu gehört auch ein gesetzlicher
Mindestlohn – dies hätte zudem einen positiven Effekt auf die
Binnennachfrage. Arbeitnehmer/innen sollten keine Minijobs
oder Ein-Euro-Jobs oder vorübergehende Jobs haben – sie soll-
ten gute Jobs haben und in der Lage sein, mit ihrem Einkommen
ein angemessenes Leben zu bestreiten.

Sehen Sie auch Vorteile für den deutschen Arbeitsmarkt?

Die Arbeitnehmerfreizügigkeit ist von Vorteil für eine Bevölke -
rung mit einem demografischen Problem. Alle Arbeitsmärkte
profitieren, wenn sie auf Fertigkeiten zurückgreifen können, die
in ihrem eigenen Land nicht vorhanden sind. Wir leben in einer
offenen Welt. Aber: Offene Märkte sind nur dann gut, wenn 
die Arbeitnehmer/innen einen guten Schutz genießen.

Die Öffnung des Arbeitsmarktes ist in Deutschland ein
Angstthema. Was raten Sie deutschen Gewerkschaftern nun, 
da der Ernstfall eintritt?

Der deutsche Arbeitsmarkt hat in den vergangenen zwanzig
Jahren einige Veränderungen durchmachen müssen. Die Wieder -
vereinigung war eine ökonomische und soziale Heraus forde -
rung. Deutsche Gewerkschaften müssen mit diesem Wandel
Schritt halten – von daher ist es kein Wunder, wenn weitere
Veränderungen erst einmal skeptisch betrachtet werden. Ich
glaube nicht, dass die Arbeitnehmerfreizügigkeit den deutschen
Arbeitsmarkt destabilisieren wird. Eine persönliche Anmerkung:
Ich komme aus Südfrankreich. Im Vorfeld des EU-Beitritts 
von Spanien und Portugal wurde die Freizügigkeit zunächst
beschränkt, weil die Regierungen ein untragbares Ausmaß an
Migration befürchteten. Das Problem trat nie ein… Deshalb 
rate ich den deutschen Gewerkschaften: Angst ist nie ein guter
Ratgeber. W

Fragen: Uta von Schrenk

Bernadette Ségol ist Regionalsekretärin der UNI Europa,
dem Dachverband der europäischen Dienstleistungs -
gewerkschaften.

„Angst ist kein
guter Ratgeber“
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LE IHARBE IT

Gesetzentwurf im XXS-Format

nen waren im Jahre 2007 unter 30 Jahre alt,
obwohl unter allen Beschäftigten in Deutsch land
weniger als ein Viertel in diese Altersgruppe fällt.

Derweil gründen deutsche Leiharbeitsunter -
nehmen im Hinblick auf die volle europäische
 Arbeitnehmerfreizügigkeit ab 1. Mai 2011 zuneh-
mend Niederlassungen in Polen. „Einige haben
von polnischen Rechtsanwälten Firmentarif ver -
träge aufsetzen lassen, in denen Dumping-Stun -
den löhne von vier, fünf Euro stehen“, berichtet
Rechtsanwalt Thomasz Major. Er leitet den polni-
schen Arbeitgeberverband für grenzüberschrei-
tend tätige Leiharbeitsfirmen IPP. Major beobach-
tet diese Entwicklung mit Sorge. „Neue Spieler
kommen auf den Markt, die nicht nach den bis-
her geltenden Regeln spielen“, befürchtet er.
Deshalb plädiert er für einen flächendeckenden
Mindestlohn in Deutschland „wie fast überall in
Europa“.

Die Zeit drängt also. Ein Verzicht auf einen
Bran chen mindestlohn käme, so Frank Bsirske,
einer „Einladung zur Lohndrückerei“ gleich. Aus
Koalitionskreisen ist nun zu hören, CDU/CSU und
FDP wollten sich bis Weihnachten einigen. Das
kann ja eine schöne Bescherung werden. Dabei
ist die Lösung so einfach. Wir brauchen nicht nur
einen Mindestlohn für die Leiharbeit; wir brau-
chen eine gleiche Bezahlung für gleiche Arbeit
vom ersten Tag an. Alles andere hat mit Gerech -
tigkeit nichts zu tun. 87 Prozent der Bevölkerung
können sich nicht irren. W

VON GERD DENZEL

Bundeswirtschaftsminister Rainer Brüderle
(FDP) beurteilte den jüngsten Tarifabschluss 

in der nordwestdeutschen Stahlindustrie, der als
erster Flächentarifvertrag Equal Pay für Leih -
arbeitnehmer/innen festschreibt, als vorbildlich
und plädiert angesichts des aktuellen Wirt -
schaftsaufschwungs für kräftige Lohnerhöhun -
gen. Gleichzeitig lehnt er (weitere) Mindestlöhne
kategorisch ab. Auch Bundesarbeitsministerin
Ursula von der Leyen (CDU) war voll des Lobes
über den Stahlabschluss. Fast zeitgleich legte sie
einen Gesetzentwurf „zur Verhinderung von
Miss  brauch der Arbeitnehmerüberlassung“ im
XXS-Format vor. Dieser beinhaltet weder, wie von
der CDU/CSU gefordert, einen Mindestlohn für
die Leiharbeit, noch, wie von der FDP vorgeschla-
gen, eine Gleichbehandlung der Leiharbeit neh -
mer/innen nach einer gewissen Einarbei tungs zeit.
Das Schlimme daran: Sie wissen, was sie tun (und
wundern sich trotzdem über ihre schlechten Um -
fragewerte).

Apropos Umfrage: Das Institut für Demos -
kopie (IfD) in Allensbach hat ermittelt, dass fast
60 Prozent der Deutschen Leiharbeit ablehnen.
Vor drei Jahren waren es noch 40 Prozent. 87 Pro -
zent halten die ungleiche Bezahlung für unge-
recht. Nur fünf Prozent sind gegenteiliger Mei -
nung. Renate Köcher, Geschäftsführerin des IfD
Allens bach, führt folgerichtig die geringe Be liebt -
heit von Leiharbeit auf die ungleiche Be zahlung 
in der Branche zurück. „Ein signifikanter Unter -
schied zwischen den Löhnen für Stamm beleg -
schaf ten und Leiharbeiter widerspricht den Ge -
rechtigkeits vorstellungen der überwältigenden
Mehrheit“, schreibt sie in einem Gastbeitrag für
die Wirt schaftsWoche.

Das sahen die Teilnehmer/innen des 68. Deut -
schen Juristentages genauso. Sie empfehlen die
Streichung sämtlicher Ausnahmen vom Gleich -
behandlungsgrundsatz in der Leiharbeit, sodass
Tarifverträge, die ungünstigere Regelungen für
Ar  beitnehmer/innen beinhalten als die Gleich -
behandlung mit den Stammbeschäftigten, aus -
geschlossen sind.

Damit wäre vor allem jungen Menschen ge -
holfen. Nach Angaben der Böckler-Stiftung
machen Erwachsene unter 35 Jahren mittlerweile
mehr als die Hälfte der Leiharbeitnehmer/innen
aus. Knapp 40 Prozent aller Leiharbeit neh mer/in -

Zwar legt die Bundsregierung einen Gesetzentwurf zur „Verhinderung von Missbrauch der

Arbeitnehmer überlassung“ vor, doch von Mindestlohn oder Equal Pay fehlt darin jede Spur
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M E L D U N G E N

W CALL CENTER WORLD
ver.di präsentiert sich
erneut auf der Messe

Vom 22. bis 24. Februar 2011
findet in Berlin, ESTREL Con ven -
tion Center, erneut die Call
Center World statt. Fast alle wich-
tigen Callcenter Dienstleister,
Technikanbieter, Zeitarbeitsfirmen
und Wirtschaftsförderungs gesell -
schaften sind präsent. Hinzu kom-
men die Entscheider der Branche,
viele Tausende Fachbesucher
sowie Beschäftigte, Teamleiter
und Führungskräfte. Nach dem
Erfolg der vergangenen beiden
Jahre wird ver.di  wieder mit
einem Messestand  präsent sein.
Die Besucher/innen werden mit
Materialien und Informationen zu
aktuellen Themen und sozialen
Mindest standards in Callcentern
versorgt. Mehrere Mitglieder des
Branchenvorstandes Callcenter
im Fachbereich 13 sind vor Ort. 

W GEMA
ver.di-Tarifkommission
beschließt Forderungen

Die geltenden Gehalts tarif -
verträge für die Beschäftigten der
GEMA laufen bis zum 31. Dezem -
ber 2010. Im September traf sich
daher die ver.di-Tarifkommission
und be schloss die Kündigung der
Tarif verträge. Folgende Forde -
rungen wurden nach Befragung
der ver.di-Mitglieder, der Betriebs -
räte und der Beschäftigten for-
muliert: Erhöhung der Gehälter
um 4,5 Prozent, mindestens aber
125 Euro sowie Erhöhung der
Ausbil dungsvergütungen um 
einheitlich 40 Euro, beides ab 
1. Januar 2011 bei einer zwölf -
monatigen Lauf zeit der neuen
Gehaltstarif verträge. Darüber hin-
aus werden für die Beschäftigten
im neuen Tarifsystem zwei zu -
sätzliche freie Tage am 24. und
31. Dezember ab 2011 gefordert.
Die GEMA wurde zu zügigen
Verhandlungen aufgefordert –
reagierte allerdings mit Kündi -
gung aller bestehenden Tarif ver -
träge, des Rah men  tarifvertrages
sowie des Tarifvertrages über
Sondererträge. W

Ulrich Beiderwieden

ment zu haben. Gut, der Arbeits- und Leistungs -
druck steigt auch – Überstunden werden normal.
Aber ein interessantes Projekt nach dem nächsten
wird aufgelegt. Auch das motiviert. Und so sind
die Kolleg/innen in den betroffenen Abteilungen
oft hin- und hergerissen, denn sie merken natür-
lich den Raubbau auch. Aber erholen kann ich
mich ja später (am Wochenende, nein; im Urlaub,
nein; aber wenn ich in Rente bin …).

Und was ist mit den Wohnungen? Da wird’s
schon mal etwas enger, denn irgendwo müssen ja
die Kosten eingespart werden.

In der LEG-Gruppe schützt die Beschäftigten
und die MieterInnen noch die so genannte
Sozialcharta und die derzeitige Auffassung der
Geschäftsführung (und wohl auch der Inves to -
renvertreter), dass Wohnungen am besten be -
wirtschaftet werden, wenn man gute Kontakte
zu den Mieter/innen hat.

Die riesige Deutsche Annington (DA) sucht
nach neuen Möglichkeiten. Und diese erinnern
eher an industrielle Prozesse. Es gibt ein großes
unternehmenseigenes Callcenter in Bochum, in
dem Kolleg/innen Aufträge aus allen Winkeln
unserer Republik entgegen nehmen. Und dann
fährt der „Fieldservice“ los, um den Mieter/innen
zu Diensten zu stehen. Allerdings beklagen sich
Vertreter von Mieterorganisationen oft, dass sie
über Wochen wegen eines Problems mit immer
wieder neuen Menschen reden. Aber es gibt ja
die elektronische Mieterakte, in der all diese Vor -
gänge festgehalten werden (wenn die Kolleg/in -
nen dazu kommen).

Eine neue, kostensparende Idee quält die Be -
triebsräte der DA zurzeit: Die Geschäfts füh rung
hätte furchtbar gerne neben dem woh nungs -
wirtschaftlichen Tarifvertrag einen zweiten Tarif -
vertrag mit niedrigeren Gehältern, weniger Ur -
laubs tagen und vielem, wonach man sich als
Geschäftsführung halt so sehnt. Das ist für so
eine Geschäftsführung auch nicht einfach, denn
ver.di will das nicht. Und so kommt es, dass unse-
re armen Kolleg/innen aus den Betriebsräten der
DA nun von ihrer Geschäftsführung belagert wer-
den, doch für eine neue Gesellschaft die schlech-
teren Bedingungen auszuhandeln, die ihnen (und
möglicherweise später uns) hinterher um die
Ohren fliegen. Na toll! W

VON JUTTA HÜFFELMANN

Mancher und manchem von uns gehört das
Dach, unter dem sie oder er wohnt. Im

europäischen Vergleich erstaunlich viele Men -
schen jedoch sind Mieter/innen. Und so ist es
schon von großem Interesse, wer die Stätten ver-
mietet, die wir unser Zuhause nennen.

Gewachsen ist in den letzten Jahren die Zahl de -
rer, die ihr Haupt in der Wohnung/im Haus einer
Gesellschaft betten müssen/dürfen, die im Ei -
gentum von Investoren vornehmlich aus dem
angelsächsischen Raum ist. Der letzte, aufsehen-
erregende Verkauf war der der Landesent wick -
lungsgesellschaft NRW mit ihren 90.000 Woh -
nungen an Fonds von Goldman Sachs durch die
damalige schwarzgelbe Landesregierung im Spät -
sommer 2008.

Investoren interessiert nicht so sehr das Pro -
dukt, das die Gesellschaft herstellt, sondern sie
schauen auf das Geld, das sie bekommen, wäh-
rend sie Eigentümer sind oder wenn sie aus -
steigen. Investorengetriebene Unternehmen oder
Konzerne werden nach allen Regeln betriebswirt-
schaftlicher und finanzwirtschaftlicher Kunst
durch  gepustet. Denn zunächst muss der Investor
genau verstehen, wo wie was passiert. Also wird
das Berichtswesen aufgepeppt, dass möglichst zu
jeder Tages- und Nachtzeit alle aktuellen Zahlen
über Kosten zur Verfügung stehen. Die Zentral -
bereiche blühen auf! Zumindest inhaltlich, denn
das Wissen der Kolleg/innen steigt an. Es wird
sogar neu eingestellt, um Kenner/innen der Ma -
te rie in den Fachabteilungen und im Manage -

Ein paar Anmerkungen zur Industrialisierung 

der deutschen Wohnungswirtschaft

Wie man sich bettet
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W SPD
Betriebsräte trafen sich 
in Walsrode

Bereits im dritten Jahr hinter-
einander hatte ver.di Betriebs räte
der SPD zu einem Seminar ein -
geladen, diesmal vom 4. bis 6.
Oktober ins ver.di-Bildungs -
zentrum Walsrode. Dieses Zusam -
mentreffen langjähriger Betriebs -
ratsmitglieder mit Kolleginnen
und Kollegen, die im Frühjahr
erstmals in die Mitbestimmungs -
gremien gewählt wurden, stand
zum einen unter dem Schwer -
punkt Gedanken- und Erfah -
rungs austausch.

Des Weiteren ging es um 
den Entwurf einer EDV-Rahmen -
betriebs vereinbarung, die inhalt-
lich diskutiert wurde und in Kürze
mit dem Arbeitgeber verhandelt
werden soll. Darüber hinaus
 nahmen die aktuellen Entgelte
und weitere zugunsten der
Beschäftigten bestehende Rege -
lungen wie Tarifverträge und
Betriebsvereinbarungen einen
breiten thematischen Raum ein.

Als Weiteres wurde den neu
gewählten Betriebsräten ein
Kurzüberblick über wesentliche
Mitbestimmungs-, Mitwirkungs-
und Anhörungsrechte gegeben,
dazu dann noch Tipps und Hin -
weise zu vertiefenden Grund -
lagen schulungen. Alle Anwesen -
den waren mit den Inhalten und
der Gestaltung des Seminars 
sehr zufrieden und stellten zum
Schluss fest: in 2011 auf ein
Neues! W

Ulrich Beiderwieden

Die Tarifverhandlungen in der Immobilienwirtschaft laufen zäh an, 

die Arbeitgeber stellen auf stur – trotz guter wirtschaftlicher Lage

Wer überzieht hier?

Nach unserer Einschätzung entspannt sich
auch erstmals nach der Wende die schwierige
wirt  schaftliche Situation in den neuen Bundes -
ländern. Vor diesem Hintergrund haben beide
Tarif  kommissionen einstimmig die fristgerechte
Kündigung des „Vergütungstarifvertrages für die
Beschäftigten in der Immobilienwirtschaft“ zum
30. November dieses Jahres beschlossen und
gleich zeitig den Arbeitgeberverband der Deut -
schen Immobilienwirtschaft zu Verhandlungen
auf gefordert.

Unsere Mitglieder knüpfen daran zu Recht die
Erwartung, an den wachsenden Erlösen in der
Branche zu partizipieren. Auch sind wir der
Meinung, dass steigende Lebenshaltungskosten,
wachsende Leistungs- und Arbeitsverdichtung
und nicht zuletzt die jahrelange Lohnzurück hal -
tung eine spürbare Verbesserung der Ein kommen
rechtfertigen.

Die Mitglieder der Tarifkommissionen haben
deshalb gefordert, die Vergütungen aller Be schäf -
tigten um sechs Prozent anzuheben. Dies soll
nach unserer Auffassung auch für die Vergütung
der Auszubildenden gelten. 

Außerdem streben wir zukünftig eine tarifli-
che Regelung an, dass Auszubildende nach er -
folg reichem, gutem Abschluss im Unternehmen
in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernom-
men werden. Wir haben uns bei dieser Forderung
unter anderem auch davon leiten lassen, dass
angesichts der demografischen Entwicklung in
Deutschland auch die Arbeitgeber in der Immo -
bilienwirtschaft ein ureigenes Interesse daran ha -
ben müssten, gut und teuer ausgebildete junge
Arbeitnehmer/innen im eigenen Unter neh men zu
halten.

In der dritten Runde wurde am 19. November
nach äußerst schwierigen Verhandlungen folgen-
des Ergebnis erreicht: 
• Löhne und Gehälter werden ab 1. Januar 2011

um drei Prozent angehoben; ab 1. Januar 2012
erfolgt eine weitere Anhebung um ein Prozent. 

• Die Anhebung der Löhne und Gehälter erfolgt
jeweils aufgerundet auf volle fünf Euro. 

• Die Vergütungen der Auszubildenden werden
ab 1. Januar 2011 um 20 Euro angehoben. 

• Die Tarifparteien empfehlen, die Ausgebildeten
nach Abschluss ihrer Ausbildung in ein unbe -
fristetes Arbeitsverhältnis zu übernehmen. 

Der neue Vergütungstarifvertrag hat eine Lauf zeit
bis zum 31.12. 2012. W

VON SYLVA HIECKMANN

Im August trafen sich die Bundestarif kommis -
sionen von ver.di und der IG Bauen Agrar Um -

welt zur Vorbereitung der diesjährigen Tarif ver -
handlungen. Beide Gewerkschaften verhandeln
als Tarifgemeinschaft seit vielen Jahren ge mein -
sam Tarifverträge für die rund 70.000 Be schäf tig -
ten in der Immobilienbranche.

In diesem Rahmen ist es uns gelungen, für die
Kolleg/innen in den neuen Ländern in der Woh -
nungs wirtschaft bereits seit 1995 hundert Pro -
zent der „Westvergütung“ zu vereinbaren und ab
1999 alle anderen tariflichen Leistungen – wie
Urlaubs -und Weihnachtsgeld anzugleichen.

Zu Beginn berichteten die Mitglieder beider
Kommissionen über die wirtschaftliche Lage ihrer
Betriebe und schätzten die Situation in der Bran -
che ein. Dabei wurde deutlich, dass insgesamt
eine durchaus positive Entwicklung zu verzeich-
nen ist. Anders als die deutsche Gesamt wirtschaft
blieb die Immobilienwirtschaft von der Wirt -
schafts- und Finanzkrise weitestgehend un -
berührt.

Sicherlich mit leichten regionalen Unter schie -
den ist in ganz Deutschland insbesondere in den
vergangenen zwei Jahren eine sehr positive wirt-
schaftliche Entwicklung der Immobilien-Unte r -
neh men zu verzeichnen. Sinkende Leer stände,
wachsende Anteile an gut saniertem und energe-
tisch saniertem Wohnraum, als auch ein breiteres
Spektrum an Dienstleistungen sind nur einige
Belege für die gute Geschäftslage.

Anders stellt sich die Situation dar in wenigen
Kommunen mit überdurchschnittlich sinkenden
Einwohnerzahlen – etwa in Brandenburg und
Meck lenburg/Vorpommern – oder auch in einer
Reihe von Unternehmen, die von Finanz investo -
ren betrieben werden.
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P A R T E I E N

W Betriebsräte 
bei der Linken

In unserer letzten Ausgabe
berichteten wir über den Ab -
schluss eines so genannten § 3-
Tarifvertrages (nach Betriebs -
verfassungsgesetz/BetrVG) zwi-
schen Fraktionsvorstand und
Abgeordneten der Linken in
Hamburg einerseits und unserem
dortigen Fachbereich anderer-
seits. Danach wählten Fraktions -
mitarbeiter/innen und Mit -
arbeiter/innen der einzelnen Ab -
geordneten einen gemein samen
Betriebsrat. Ähnliches gab es
nach unseren damaligen Infor -
mationen sonst nur in Hessen.

Nun bekamen wir eine
Meldung aus Niedersachsen, dass
es dort seit August 2009 auch
einen gemeinsamen Betriebsrat
bei den Linken gibt. Er setzt sich
zusammen aus Evelyn Schuckardt
(Vorsitzende), Christian Oberthür
(stellvertretender Vorsitzender)
und Christian Degener.

Evelyn Schuckardt betreut das
Regionalbüro Oldenburg-Stadt
des niedersächsischen Landtags -
abgeordneten und stellvertreten-
den Vorsitzenden der Landtags -
fraktion der Linken, Hans-
Henning Adler. Die Linke sitzt mit
zehn Abgeordneten im Parlament 
in Hannover. Christian Oberthür
arbeitet als Fraktionsassistent der
Linken im Niedersächsischen
Landtag und Christian Degener
als Pressesprecher der Fraktion. W

Bernd Steuber

S ICHERHE ITSGEWERBE

Respekt 

VON ANDREAS SANDER

Die Bundestarifkommission für den Tarif be -
reich Aviation hat in mehreren Sitzungen die

Forderungen für die anstehenden Tarifver hand -
lungen diskutiert und beschlossen. In diese Forde -
rungen sind viele Anregungen aus den Diskus -
sionspapieren der landesbezirklichen Tarif kom -
missionen eingeflossen. Eine Zielstellung ist die
Zusammenführung der beiden bisherigen Ta rif -
verträge – des Manteltarifvertrages für Sicher -
heits   kräfte an Verkehrsflughäfen und des Entgelt -
rahmentarifvertrages für Sicherheitskräfte an
Verkehrsflughäfen – in ein Tarifwerk.

Konsens in der Bundestarifkommission ist: Die
qualitative hochwertige und anspruchsvolle Ar -
beit der Arbeitnehmer/innen, wie Sicherheits -
dienst  leistungen in der Fluggast- und Gepäck kon -
trolle, Zutritts- und Personalkontrolle oder die
 Absicherung von Luftfahrzeugen, muss sich in
den tarifvertraglichen Regelungen wiederfinden.
Die Bundestarifkommission strebt insbesondere in
den Fragen Arbeitszeit, Kündigungsfristen und
be fristete Arbeitsverträge, Teilzeitbeschäftigung,
Entgeltfortzahlung, Zeitzuschläge und Freistel -
lungs tatbestände tarifliche Neuregelungen an.

Die Tarifrunde Aviation hat sich auf den Januar vertagt – die Arbeitgeber 

wollen mehr Unternehmen in die Regelungen einbinden

Von Seiten der Bundestarifkommission heißt
es: „Das Auftaktgespräch brachte noch keine
konkreten Ergebnisse. Für die Arbeitgeber aus
dem Aviationbereich geht es zunächst auch
darum, dass in zukünftige tarifliche Reglungen
für die gesamte Sparte möglichst viele Anbieter
eingebunden werden, die Regelungen also auch
für Unternehmen zur Anwendung kommen, die
bisher nicht die Aviation-Flächentarifverträge an -
wenden.” Daher wolle man den Arbeitgebern
Zeit lassen und hat die weiteren Gespräche erst
einmal auf Januar 2011 vertagt.

ver.di will die Beschäftigten aktiv in die Tarif -
verhandlungen einbeziehen und so auch die
gewerkschaftliche Aktionsfähigkeit erhöhen. Es
gilt das Motto: „Beschäftigte in der Sicher heits -
branche haben mit Respekt mehr verdient!“ W
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G E S U N D H E I T

det die Arbeitsplätze der Kolle ginnen und Kolle -
gen am Standort A, B und C“.

Die etwas schärfere Variante lautet sogar „Die
Einführung von Mindestlöhnen führt zur soforti-
gen Pleite des Unternehmens“, und nur mit Hilfe
des Sanierungstarifvertrages war es möglich, wie-
der einen kleinen Gewinn von 0,9 Millionen Euro
zu erzielen. Ob dieser Gewinn nun ein operativer
Gewinn oder nach Steuern erzielt wurde, darüber
schweigt sich das Unter nehmen aus.

Was aber ist mit den Kolleg/innen vor Ort:
Dort bemängelt man vielerorts, dass ver.di im
Betrieb kaum zu sehen ist. Von der Resolution
„Todsicher gegen 1-Mann-Logistik“ haben die
Kolleg/innen an vielen Standorten noch nie etwas
gehört. Und die Ge schäftsleitung achtet penibel
darauf, dass das auch so bleibt. Stattdessen tourt
man mit einem wunderschönen Ein-Mann-Logis -
tik-Wagen von Standort zu Standort und preist
die schöne neue Welt.

Gesundheitsschutz? Fürsorgepflicht des Ar -
beit gebers? Gutes Geld für Gute Arbeit? Oder
wenigstens nur „Von einem Vollzeitjob anstän-
dig leben können“ sind keine Themen in diesem
Unternehmen. Wozu denn auch; praktiziert die-
ser Arbeitgeber genau die Art von Unter neh -
mens führung, wie sie der Regierungspolitik ge -
fällt. W

VON BERND LOHRUM

War da nicht mal was? Ach ja, ein Sanie -
rungstarifvertrag, den scheinbar keiner

wollte: Viele Mitarbeiter/innen des Unter neh mens
nicht, weil er ihnen deutliche Einkom mens ein -
bußen bescherte, und die Wettbewerber nicht,
weil sie ein noch heftigeres Preisdumping erwar-
teten, als Securlog es in den Jahren zuvor bereits
betrieben hatte. Obwohl: Hatte doch die Be fra -
gung der ver.di-Mitglieder im Unternehmen eine
Zustimmung von zwei Dritteln für die Annahme
des Sanierungs tarifvertrages ergeben! Und das
alles im Hinblick der Öffnung der Märkte, von der
zu erwarten ist, dass die Konkurrenz billigster
Arbeitskräfte aus den östlichen EU-Ländern zu
einem weiteren Rückgang der Arbeitnehmer ein -
kommen führen würden.

Was also hat sich seit dem Inkrafttreten des
Sanie rungstarifvertrags geändert?

Zunächst zeigt sich, dass Gesamtbetriebsrat
und Tarifkommission unterschiedliche Auffas sun -
gen zum Tarifvertrag haben. Während die Tarif -
kommission den Sanierungstarifvertrag am Liebs -
ten fristlos kündigen würde und sich doch trotz
aller Kritik und Bedenken an der An wen dung ein-
stimmig für die Fortführung des Ver tra ges ent-
schieden hat, ist der Gesamt betriebsrat der
Auffassung, dass der Tarifvertrag unbedingt wei-
tergeführt werden solle. Dabei hat die Tarif kom -
mission gute Gründe für ihre Zweifel: Securlog
steht wie kein anderes Unternehmen der Branche
für die Einführung der Ein-Mann-Logistik und hat
die dazu erforderliche Aus nahmegenehmigung
der zuständigen Berufs genos senschaft längst in
der Tasche. Die Ein führung der Ein-Mann-Logistik
in Verbindung mit unter der Branche liegenden
Löhnen verschafft natürlich einen ordentlichen
Wettbe werbs vorteil.

So verwundert es auch nicht, dass die Ver -
handlungen über Mindestlöhne in der Branche
vom Marktführer nach Kräften torpediert wer-
den. Nach innen hin wird das damit begründet,
dass bei der Einführung von Min destlöhnen
gleich mehrere Standorte geschlossen werden
müssten. So werden Belegschaft und Betriebsrat
entzweit und ihrer Schlagkraft beraubt nach
dem Motto „Wer für Mindest löhne ist, gefähr-

W GELD- UND 
WERT-BRANCHE
Risiko Farbrauchpatronen

Bei einem Überfall auf einen
Werttransporter werden so  ge -
nannte Farbrauchpatronen ge -
zündet, um die Öffentlichkeit zu
 alarmieren und das Transportgut
für den Täter wertlos zu machen.
Allerdings enthalten diese
Patronen unter anderem krebs -
erregende Stoffe. 2009 wurden
die alten, roten, Farbrauchkörper
mit einer neuen Rezeptur, dem 
so genannten weißen Rauch, 
aus gestattet. Im März 2010
wurde Zündung und Abbrennen
des neuen Stoffes einer arbeits -
medizinisch-toxikologischen
Bewertung unterzogen.

Die Gefahrstoffkonzentrations -
messung ergab, dass beim Ab -
brennen in engen Räumen von
einem nicht unerheblichen
gesundheitlichen Risiko für die
Mitarbeiter/innen ausgegangen
werden muss. Für eine Über-
gangszeit bis Juni 2013 dürfen
sämtliche alte Patronen unter
 folgenden Auflagen weiter ein -
gesetzt werden: Den Mitarbei -
ter/innen wird Atemschutz zur
Verfügung gestellt, der jederzeit
verfügbar sein muss und bei
Aktivierung in engen Räumen,
auch im geschlossenen Wertraum
im Geldtransporter, einzusetzen
sind. 

Weiterhin ist die Unter wei -
sung im Umgang mit Atemschutz
und technischen Transport siche -
rungen (TS) erforderlich – die 
TS müssen zudem regelmäßig
gewartet werden. Die EU-Richt -
linie 89/391/EWG sieht die
Verbesserung von Sicherheit,
Arbeitshygiene und Gesundheits -
schutz am Arbeitsplatz vor. Vor
diesem Hintergrund wäre wohl
ein allgemeinverbindlicher Tarif -
vertrag zum Arbeits- und Gesund -
heitsschutz für die Branche Geld-
und Wert dringend geboten. W

Hans-Peter Kilian 

S ICHERHE ITSGEWERBE

Schöne neue Arbeitswelt
Das Wachschutz-Unternehmen Securlog kommt nicht zur Ruhe: 

Mindestlöhne werden torpediert, die Ein-Mann-Logistik befördert
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TOUR IST IK

A U F R U F

W BESTATTUNGS -
WESEN 
Verhandlungen für
Auszubildende

Mit mehreren Jahren Vorlauf
hat ver.di nun Gespräche mit dem
Bundesverband des Deutschen
Bestattungshandwerks aufge-
nommen, um für die Auszu -
bildenden im Bestattungswesen
einen Ausbildungstarifvertrag zu
verhandeln.

Hintergrund ist, dass das
Bestattungswesen ein nahezu
 krisensicheres Handwerk ist und
nach der Neuordnung des Berufs -
bildes „Bestattungs fach kraft“
einen regen Zulauf an Auszu -
bildenden zu verzeichnen hat.
Erstmalig werden bundesweit
auch mehr Frauen als Männer
ausgebildet.

Einen Tarif vertrag für die
Branche gibt es jedoch nicht.
Allerdings gibt es den gemein -
samen Wunsch mit dem Arbeit -
geberverband und den verbunde-
nen Unternehmen, einheitliche
Ausbildungs bedingun gen be -
triebs übergreifend zu  tarifieren.

Es fehlt also weder am
Willen, noch an kreativen Ideen.
Was alles geregelt werden muss,
ist bereits aufgelistet, was noch
fehlt, sind junge Mitglieder in
ver.di, die auch mit uns gemein-
sam einen Tarifvertrag für die
Auszubildenden im Bestattungs -
gewerbe verhandeln wollen.

Aus diesem Grunde ist ver.di
Anfang 2011 eingeladen, mit 
den Aus zubildenden in der über -
betrieb lichen Ausbildungsstätte
Bad Münnerstadt Kontakt auf -
zunehmen und ihnen auch die
Idee und die Möglichkeiten eines
Tarif vertrages zu erklären.

Wer mitmachen will, meldet
sich bitte bei 
andreas.sander@verdi.de W

Ute Kittel

stufen für neue Mitarbeiter. Das bringt ihre Be -
schäftigten gegen sie auf. Nach vielen Jahren
Lohn zurückhaltung und Arbeits ver dich tung wol-
len die gut ausgebildeten Reiseverkehrs kauf män -
ner und -frauen endlich mehr. Und sie haben es
satt, immer und immer wieder mit Branchen ver-
glichen zu werden, die wirklich nicht vergleichbar
sind – wie etwa der Einzelhandel oder die Call -
center-Branche.

Reisebüros leben von den Mitarbeiter/innen,
die in ihnen arbeiten. Nicht umsonst beweisen
Kundenumfragen, dass sie das erste Mal durch
Zufall in ein Reisebüro kamen. Der zweite Besuch
erfolgt nur aus Zufriedenheit mit den Mit ar bei -
ter/innen und der hohen Beratungsqualität. Dass
gleichwertige Reisen immer und immer bil liger
werden und somit die Gewinnspanne schrumpft
– dafür können die Mitarbeiter/innen im Vertrieb
wahrlich nichts, sollen aber gleichwohl die Rech -
nung bezahlen. Im Geschäfts reisebereich wird die
gleiche Ausbildung benötigt. Die Be schäftigten
dort arbeiten häufig mit dem Telefon und müssen
teilweise bis zu 80 Gespräche in ihrer Schicht be -
arbeiten. Dazu kommen die An forderungen und
Anfragen per E-Mail und/oder Fax. Hier ist oft ein
enormer Zeitdruck im Spiel, wenn ein Kunde vor
Ort die Maschine nicht mehr erreicht und „eben
mal schnell“ auf eine andere umgebucht werden
muss. Manchmal bleiben dafür nur wenige Mi -
nuten.

Drei Tarifrunden ohne Ergebnis machen die
Touristiker/innen nun richtig sauer. Sie erwarten
von ihren Arbeitgebern, dass sie eine Gehalts -
erhöhung bekommen, ohne dass sie sich diese
durch Kürzung des Weihnachtsgeldes oder durch
abgesenkte Gehälter für neue Mitarbeiter/innen
erkaufen müssen. Am 20. Dezember 2010 geht
es in die vierte Runde und das womöglich mit
einer Premiere: Sollte sich nichts bewegen, haben
bei einer Befragung sehr viele Mitarbeiter/innen
Warnstreik gefordert. Ob es so weit kommt,
hängt ausschließlich daran, ob sich die Arbeit ge -
ber guten Argumenten weiterhin verwehren. W

VON UTE KITTEL

Die Krise ist abgehakt. Endlich, die Zahlen
sprechen Bände, die Touristikbranche erholt

sich im Galopp. Im Geschäftsfeld „Busines s -
travel“, also Geschäftsreisen, spricht man das
erste Mal von Personalmangel. Es gibt nicht mehr
genügend Bewerber/innen. Im touristischen Ge -
schäft wurden im September und Oktober Re -
kord umsätze gebucht. Die Menschen in Deutsch -
 land haben den Schreck „Wirtschafts krise“ über-
wunden, die Kurzarbeit ist beendet, die Arbeits -
losen zahlen fallen auf Rekordtiefe und insgesamt
er holen sich nahezu alle Märkte. Wirt schafts -
weise und Ökonomen empfehlen, dass dieser
Ent wicklung nun auch kräftige Lohn erhö hungen
folgen müssen, sonst würde das zarte Pflänzchen
„Konsumwille“ wieder zerstört. Im mer hin vier
von fünf Arbeitsplätzen hängen am heimischen
Markt und nicht am Export. Und: Ein gutes Kon -
sumklima wirkt sich äußerst positiv auf die
Touristik aus.

Für die 60.000 Beschäftigten in der Touristik sieht
es hinter den Kulissen ganz anders aus. Durch
Kurzarbeit, Personalabbau und Stellen streichun -
gen haben die Beschäftigten die Ergebnisse ge -
sichert, haben mal wieder völlig entgrenzt gear-
beitet, teilweise auch den Arbeitgebern Arbeits -
stunden geschenkt, damit der eigene Arbeitsplatz
gesichert werden konnte. Dies war rechtlich gese-
hen unzulässig, da die Betroffenen sich zudem in
Kurzarbeit befanden und die entsprechenden Un -
ter nehmen Zuschüsse von der Bundesagentur
kas sierten – obwohl die Arbeit tatsächlich nicht
weniger wurde. Auch beschreiben die Arbeit -
nehmer/innen, dass sie unter dem anhaltenden
Druck leiden und gar mit Angst- und Schrecken
„geführt“ werden.

Jetzt, da es wieder aufwärts geht, haben die
Beschäftigten eine finanzielle Anerkennung ge -
fordert. Die Arbeitgeber lehnen diese seit Juli
kontinuierlich ab und fordern Gehaltsverzicht,
Arbeitszeitverlängerung und niedrigere Entgelt -

Zwar ist die Krise in der Touristik vor-

bei, aber die Arbeitgeber stellen in der

derzeitigen Tarifrunde auf stur. Wenn

das so bleibt, folgen Warnstreiks

Hinter den 
Kulissen 
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DAS  GUTE  BE ISP IEL

Der Fachbereich 13 hat sich zu der zentralen ver.di-Kampagne „Gerecht

geht anders“ gegen die soziale Kahlschlag-Politik der schwarz-gelben

Bundesregierung einiges einfallen lassen. Davon zeugen die vielfältigen

Aktionen der Bezirke. Hier zeigen wir die Aktivitäten der Kolleg/innen 

aus Bonn und Hagen

Zuvor hatten Betriebsrats- und Personal rats -
kolleg/innen bereits Ihr Porträt auf einer Plakat -
wand zum gleichen Thema zur Verfügung ge -
stellt. Nun wurden weitere „Gesichter“ ge sucht,
die die Forderung von ver.di unterstützten. Zu -
dem wurden Unterschriften an die Vertreter der
Politik überreicht.

ver.di wies auf den dringenden Änderungsbe-
darf beim Arbeitnehmerüberlassungsgesetz hin.
Gleiches Geld für gleiche Arbeit, die Einführung
des Synchronisierungsverbotes, eine Beschrän -
kung der Höchstüberlassungsdauer und eine
grundsätzliche Gleichbehandlung der Leiharbeit -
nehmer/innen im Vergleich zu den Stamm be -
schäf tigten sind notwendig, um den Miss brauch
der Leiharbeit einzudämmen. W

Karsten Braun

Bunte ver.di-Luftballons waren in der ganzen
Fußgängerzone Bonns zu sehen: Am 30. Ok -

to ber hatte der Fachbereichsvorstand Be son dere
Dienstleistungen des Bezirks NRW-Süd in der
Bonner Fußgängerzone einen Informations stand
zur Kampagne „Gerecht geht anders“ so wie zur
Leiharbeit errichtet. Die Aktion war sehr erfolg-
reich – die ver.dianer/innen kamen mit vielen
Bürger/innen ins Gespräch (siehe Fotos). W

Özcan Özdemir

Am 7. Oktober hat der Bezirks fach bereichs -
vorstand 13 gemeinsam mit der IG Metall

einen Fotoflashmob zu Leiharbeit und prekärer
Beschäftigung im Rahmen der Kampagne „Wei -
ter so war gestern“ organisiert.

Punkt 17 Uhr wurden aktive Gewerk schaf -
ter/in nen, Kolleg/innen aus den Betrieben und
Freunde dazu aufgerufen, in die Hagener Innen -
stadt zu kommen.

Dort wurde von jedem ein Foto „geschossen“,
das sich dann aufgespannt auf einer langen Leine
in der Innenstadt von Hagen wiederfand. 

Rund 150 Aktive beteiligten sich an der Aktion
und folgten dem Aufruf von ver.di, den der Fach -
bereichsvorstand durch E-Mail und SMS verbrei -
tete. Es war ein eindrucksvolles Bild für Pas santen
und Presse, als sich scheinbar „plötzlich“ 150
Men schen in einer Reihe versammelten, um sich
ablichten zu lassen.

C A L L C E N T E R

W TAGUNG FÜR
BETRIEBSRÄTE 
Arbeit am Gängelband

Fast 70 Betriebsräte aus Call-
und Servicecentern diskutierten
ihre Arbeitsbedingungen mit
Fachleuten und Gewerkschafts -
sekretären auf einer Tagung des
TBS-Netzwerkes und ver.di Mitte
November in Kassel.

Auf einhellige Ablehnung
stieß der aktuelle Gesetzes -
entwurf zum Beschäftigten -
datenschutz. Befürchtet wird die
weiter ausufernde Überwachung
der Beschäftigten – etwa durch
heimliches Mithören und Auf -
zeichnen von Gesprächen.

Stress mit Folgen wie Burn -
out, Tinnitus oder Herz-/Kreislauf -
erkrankungen wurde als zentrales
Gesundheitsproblem diskutiert.
Als besonders belastend werden
dabei die minutiöse Über -
wachung und Kontrolle, hoher
Leistungsdruck sowie der ständi-
ge Geräuschpegel und detaillierte
Verhaltensvorgaben empfunden.
Die gesetzlichen Vorschriften zum
Gesundheits schutz müssten in
der Branche dringend durch -
gesetzt werden.

Zudem wurde ein Mindest -
lohn sowie tarifliche Regelungen
für alle Beschäftigten in den
Callcentern – auch Inhouse-
Servicecentern – gefordert. Dazu
wurden die Branchen verbände
aufgefordert, sich endlich als
Arbeitgeberverband zu definieren
und einen bundesweit geltenden
Tarifvertrag auszuhandeln und
abzuschließen. Grund löhne unter
8,50 Euro die Stunde seien un -
tragbar. „Beschäftigte müssen
von den Löhnen leben können
und nicht Ende des Monats
Aufstockungsbeträge beantragen
müssen“, so Ulrich Beiderwieden,
ver.di-Bundessekretär für Call -
center. Und es wurde die Ein füh -
rung eines Gütesiegels diskutiert,
mittels dessen soziale Mindest -
stan dards im Betrieb durchge-
setzt werden könnten. An dieses
Güte siegel könnten etwa öffent -
liche Aufträge und Förder mittel
 gebunden sein. W
Ulrich Beiderwieden

Gerecht geht anders

Bonn: Infostand zu 
„Gerecht geht anders“

Hagen: Fotoflashmob gegen Leiharbeit
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SER V ICE

Fachbereichskonferenzen 2011
Die 1.   Bundesfachbereichs jugend -
konferenz Besondere Dienst -
leistungen findet am 5. März 2011 in
Berlin im Rahmen einer gemeinsam
mit dem Fachbereich Bildung,
Wissenschaft und Forschung am 
5./6. März 2011 stattfindenden
Jugendveranstaltung statt.

Tagesordnung

1. Eröffnung und Begrüßung

2. Wahl der Tagungsleitung

3. Beschlussfassung über die Geschäfts-
und Wahlordnung

4. Beschlussfassung über Tagesordnung
und Zeitablauf

5. Wahl der Mandatsprüfungs- und
Wahl kommission

6. Bestätigung der Antragskommission

7. Bericht der Mandatsprüfungs- und
Wahlkommission

8. Vorschlag der Vertreter/innen zur
Wahl in den
Bundesfachbereichsvorstand

9. Wahl der Delegierten zur Bundes -
fach bereichskonferenz

10. Wahl der 3 Delegierten zur Bundes -
jugend konferenz

11. Antragsberatung

12. Schlusswort

Anträge von antragsberechtigten 
Vor konfe renzen sind bis zum 
17. Januar 2011 einzureichen

3. Bundesfachbereichs-
frauen konferenz
Besondere Dienstleistungen
5. Mai 2011 in Berlin

Tagesordnung

1. Eröffnung und Begrüßung

2. Konstituierung der
Bundesfachbereichsfrauenkonferenz

3. Aktuelle Schwerpunkte der
Frauenarbeit in ver.di

4. Frauenarbeit im Fachbereich
Besondere Dienstleistungen
Irene Zimmermann, Mitglied im
Bundes frauenrat

5. Bericht der Mandatsprüfungs- und
Wahlkommission

6. Wahlen

7. Antragsberatung

8. Schlusswort

Antragsschluss für die 
Bundesfach be reichs frauenkonferenz
ist der 14. Feb ruar 2011

Die Fachgruppen Immobilien,
Sicherheit, Facility (ISF); Forschung,
Kommunikation und Sachver -
ständige, Verbände und Parteien,
Dienst leistungen für Unternehmen
(Fo.Kus.Ver.Di) 
sowie Tourismus, Fitness und
Wohlbefinden (TFW)  führen ihre
Bundesfach gruppen konferenzen am
6. Mai 2011 in Berlin durch.

Vorläufige Tagesordnung 
der drei Bundesfachgruppen -
konferenzen

1. Eröffnung und Begrüßung

2. Konstituierung

3. Berichterstattungen

4. Wahl der Mitglieder des  Bundes -
fachgruppenvorstandes

5. Nominierung der Mitglieder der
Fachgruppe im Bundesfachbereichs -
vorstand und deren Stell -
vertreter/innen

6. Antragsberatung

7. Verabschiedung der ausscheidenden
Bundesfachgruppenvorstands -
mitglieder

8. Schlusswort

Antragsschluss für die Bundes -
fachgruppenkonferenzen ISF und
Fo.Kus.Ver.Di ist der 
14. Februar 2011
Antragsschluss für die
Bundesfachgruppenkonferenz TFW
ist der 7. März 2011

3. Bundesfachbereichskonferenz
Besondere Dienstleistungen am 
6./7. Mai 2011 in Berlin

Tagesordnung

1. Eröffnung und Begrüßung

2. Konstituierung der
Bundesfachbereichskonferenz

3. Grußworte

4. Referat Frank Bsirske
Vorsitzender der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft – ver.di

5. Geschäfts- und Finanzberichte

6. Zukünftige Arbeit des Fachbereichs
Besondere Dienstleistungen

7. Wahlen

8. Antragsberatung

9. Verabschiedung der aus dem 
Bundes fachbereichsvorstand aus-
scheidenden Kolleginnen und
Kollegen

10. Schlusswort

Antragsschluss für die
Bundesfachbereichskonferenz
ist der 14. Februar 2011

Die gewählten Delegierten werden
persönlich nach Berlin eingeladen
und erhalten die Konferenz -
unterlagen rechtzeitig zugesandt.

Nachfragen zu den Bundes -
konferenzen des Fachbereichs
Besondere Dienstleistungen an:
hans-juergen.sattler@verdi.de

Der Fachbereich 13 und das
Redaktionsteam des Reports
„die besonderen“ wünschen
allen frohe Weihnachten und 
ein gutes Neues Jahr.
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PORTRÄT

Ich bin gelernte Facharbeiterin für Daten ver -
arbeitung und habe eine Umschulung zur In -

dus triekauffrau gemacht. 

Zur Zeitarbeit bin ich gekommen, nachdem ich
einige weniger gute Erfahrungen in mittelstän-
dischen Unternehmen gemacht habe. Ich wollte
mir die Firma, in der ich auf Dauer tätig werde,
erst einmal ansehen. Zu einer Festanstellung ist
es nicht gekommen, wobei ich sagen muss, dass
ich einige Angebote abgelehnt habe, weil ich
mir nicht vorstellen konnte, dort dauerhaft zu
arbeiten. 

Im Juli 2000 bin ich zu Randstad gekommen,
nachdem ich vorher bereits 3 Monate bei Man -
power gearbeitet hatte. Damals konnte man sei-
nen Stundenlohn noch frei verhandeln und mir
war der Verdienst bei Manpower zu gering. Ich
war damals noch alleinerziehende Mutter mit 
2 Kindern und musste mit jeder Mark rechnen. 

Durch die unterschiedlichen Arbeits- und
Wege zeiten ist auch das Privatleben schwer
plan  bar. Wenn ich z.B. einen Arzttermin, der
noch in ferner Zukunft lag, planen wollte und
noch nicht wusste wo und wie lange ich arbei-
ten muss, kam es dann schon vor, dass ich den
wieder absagen musste, da es nicht mit dem
Einsatz vereinbar war. 

In den 10 Jahren Zeitarbeit war ich insge-
samt bei ca. 25 bis 30 Unternehmen tätig. Dabei
war ich in Einsätzen, die nur wenige Tage oder
Wochen andauerten, andere gingen über Jahre.
In den Anfangsjahren war die Höchstüberlas -
sungs dauer auf ein Jahr begrenzt und dann
musste man für 3 Monate raus aus dem Ent -
leiherbetrieb und konnte danach wieder zurück.
Die Einsätze erforderten teilweise eine längere
Einarbeitungszeit und so hat der Entleiher die
Mit arbeiter, die sich bewährt haben wieder an -
gefordert. So musste Randstad dann die 3 Mo -
nate überbrücken mit anderen Ein sät zen, was für
mich und für Randstad nicht so angenehm war.

Ich hatte die Möglichkeit, Erfahrungen in
den unterschiedlichsten Branchen zu sammeln.
Bei manch einem Einsatz war ich froh, dass er
vorbei war und bei anderen flossen auch mal
Tränen, wenn man sich von den Kollegen, mit
denen man lange zusammen gearbeitet und
sich gut verstanden hat, verabschieden musste.
In einigen Firmen war ich auch mehrfach tätig.
Auch war es sehr unterschiedlich, wie ich in den
Firmen behandelt wurde. Manchmal wurde ich
voll ins Team integriert, aber es gab auch Ein -
sätze, wo ich mich als totale Außen seiterin ge -
fühlt habe. Im Großen und Ganzen muss ich
aber sagen, dass ich in den meisten Firmen gut
aufgenommen und auch akzeptiert, teilweise
sogar bewundert wurde, dass ich das so über
die Jahre hinweg ausgehalten habe. Fakt ist,
dass man sich in jedem Einsatz fühlt, wie ein
neu eingestellter Mitarbeiter und immer wieder
genau „beäugt wird“, wie man sich anstellt und
die Anforderungen bewältigt. Es wird immer
wieder erwartet, dass man sich in kurzer Zeit
einarbeitet. Besonders anstrengend waren die
Urlaubs- und Krankheitsvertretungen. Da war
die Einarbeitungszeit immer besonders kurz und
man ist anschließend meist auf sich gestellt. Ich
habe überwiegend als Sekretärin oder Sach be -
arbeiterin gearbeitet, war aber auch schon mal
im Callcenter tätig.

Für meine Betriebsratsarbeit ist von Vorteil,
dass ich selbst die vielen Jahre als Leih arbeit -
nehmerin tätig war, weil ich mich gut in die
Kollegen hinein versetzen kann.

Ich bin seit Ende April dieses Jahres frei ge -
stelltes Betriebsratsmitglied. W

Verena Richter (55) arbeitete zehn Jahre 

in der Leiharbeit, bevor sie Betriebsrätin

bei Randstad wurde. W Nicht ohne meine
Gewerkschaft

Ohne Gewerkschaft geht es
bei der gelernten Rechtsanwalts -
gehilfin aus Köln nicht. Schon 
in ihrer Jugend trat Jutta Hüffel -
mann in die GEW ein. Und heute
ist Jutta kooptiertes Mit glied in
den Vorständen auf Bezirks- und
Landesebene  unseres
Fachbereiches.

Als es 1985 noch die ge werk -
schaftliche „Neue Heimat“ gab,
kam Jutta Hüffelmann in die
Immobilienwirtschaft, zu nächst
als Mahn- und Klage sach bear -
beiterin. Nach fünf Jahren wurde
sie erstmals in den Betriebsrat
gewählt, inzwischen gehörte ihr
Betrieb zur LEG Gruppe. 2008
verkaufte die damalige schwarz-
gelbe Koali tion in Nordrhein-
Westfalen die LEG. Jutta war
damals Mitglied im Aufsichtsrat
und wurde dann zur Konzern be -
triebs  ratsvor sitzenden gewählt.

In dem Anfang der achtziger
Jahre gegründeten „Arbeitskreis
der Betriebsräte in der Immo -
bilienwirtschaft“ in NRW treffen
sich regelmäßig bis zu 50 Leute
aus 30 Unternehmen. Man
tauscht sich aus. Jutta Hüffel -
mann ist an entscheidender
Stelle dabei.

Auch im Privatleben enga-
giert sich die Mittfünfzigerin poli-
tisch. Ihre Mezzosopran stimme
ist seit mehr als 33 Jahren Teil
des als Chor Kölner Gewerk -
schafter/innen gegründeten heu-
tigen Ensembles „stimmt so –
chortheater köln“. Die 20-köpfi-
ge Gruppe hat schon manche
ver.di-Veranstaltung kulturell
begleitet. W

Bernd Steuber

Jutta Hüffelmann

Ich, die Leih -
arbeitnehmerin
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Coupon bitte abtrennen und im Briefumschlag schicken an: 
ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft . Fachbereich 13 . Die Besonderen . Paula-Thiede-Ufer 10 . 10179 Berlin

Ich möchte Mitglied werden ab:
Monat/Jahr

Persönliche Daten:

Name

Vorname/Titel

Straße/Hausnr.

PLZ Wohnort

Geburtsdatum

Telefon

E-Mail

Staatsangehörigkeit

Geschlecht weiblich männlich

Beschäftigungsdaten

Arbeiter/in Angestellte/r

Beamter/in DO-Angestellte/r

Selbstständige/r freie/r Mitarbeiter/in

Vollzeit

Teilzeit Anzahl Wochenstd.

Erwerbslos

Wehr-/Zivildienst bis

Azubi-Volontär/in-Referendar/in bis

Schüler/in-Student/in bis 
(ohne Arbeitseinkommen)

Praktikant/in bis

Altersteilzeit bis

Sonstiges 

Bin/war beschäftigt bei (Betrieb/Dienststelle/Firma/Filiale)

Straße/Hausnummer im Betrieb

PLZ Ort

Personalnummer im Betrieb

Branche 

ausgeübte Tätigkeit

ich bin Meister/in-Techniker/in-Ingenieur/in

Ich war Mitglied der Gewerkschaft:

von: bis:
Monat/Jahr Monat/Jahr

Einzugsermächtigung:
Ich bevollmächtige die ver.di, den satzungs gemäßen
Bei trag bis auf Widerruf im Last schrift ein zugs verfahren

zur Monatsmitte zum Monatsende 

monatlich halbjährlich

vierteljährlich jährlich

oder im Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren* 
monatlich bei meinem Arbeitgeber einzu ziehen.
*(nur möglich in ausgewählten Unternehmen) 

Name des Geldinstituts /Filiale (Ort)

Bankleitzahl Kontonummer

Name Kontoinhaber/in (Bitte in Druckbuchstaben)

Datum/Unterschrift Kontoinhaber/in

Tarifvertrag

Tarifl. Lohn- oder Gehaltsgruppe 
bzw. Besoldungsgruppe

Tätigkeits-/Berufsjahr, Lebensalterstufe

regelmäßiger monatlicher

Bruttoverdienst Euro

Monatsbeitrag: Euro

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nach § 14 der ver.di-Satzung pro
Monat 1% des regelmäßigen monat li chen Brutto  verdienstes.
Für RentnerInnen, Pen    sio närInnen, VorruheständlerInnen,
Kran   ken geld  be zie herInnen und Erwerbslose beträgt der
Monatsbeitrag 0,5% des regelmäßigen Brutto einkommens.
Der Min  destbeitrag beträgt € 2,50 monatlich. Für Haus -
frauen/Hausmänner, SchülerInnen, Studierende, Wehr-/Zivil -
dienst leistende, ErziehungsgeldempfängerInnen und Sozial -
hilfeempfängerInnen be trägt der Beitrag € 2,50 monatlich.
Jedem Mitglied steht es frei, höhere Beiträge zu zahlen.

Datum/Unterschrift

Werber/in: 

Name

Vorname

Telefon

Mitgliedsnummer

Datenschutz
Ich erkläre mich gemäß § 4a Abs. 1 und 3 BDSG ein ver -
standen, dass meine mein Beschäftigungs- und Mit glied -
schaftsverhältnis betreffenden Da ten, deren Änderungen
und Ergänzungen, im Rahmen der Zweckbestimmung
meiner Gewerkschaftsmitgliedschaft und der Wahrneh -
mung gewerkschafts politischer Aufgaben elektronisch
verarbeitet und genutzt werden. Ergänzend gelten die
Rege lungen des Bundesdatenschutzgesetzes in der jewei-
ligen Fassung.
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